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1. Änderungssatzung der Satzung der Gemeinde 
Linkenheim-Hochstetten über die Benutzung von 
Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften vom 12.04.2019 
 

Der Gemeinderat der Gemeinde Linkenheim-Hochstetten hat am 27. September 2019 

aufgrund des § 4 i. V. m. § 19 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg folgende 

Änderungssatzung beschlossen:  

§ 1  

§ 13 wird wie folgt geändert: 

§ 13 Gebührenmaßstab und Gebührenhöhe 

(1) Bemessungsgrundlage für die Höhe der Gebühr ist der überlassene Wohnplatz. 

(2) Die Gebühr einschließlich der Betriebskosten beträgt 230,00 Euro pro Wohnplatz und 

Kalendermonat.  

(3) Bei der Errechnung der Gebühr nach Absatz 2 nach Kalendertagen wird für jeden Tag 

der Benutzung 1/30 der monatlichen Gebühr zugrunde gelegt. 

 

§ 2  

§ 14 wird wie folgt geändert 

§ 14 Entstehung der Gebührenschuld, Beginn und Ende der Gebührenpflicht 

(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem Einzug in die Unterkunft und endet mit dem 

Tag der Räumung. 

(2) Die Gebührenschuld für einen Kalendermonat entsteht mit dem Beginn des 

Kalendermonats. Beginnt die Gebührenpflicht im Laufe des Kalendermonats, so 

entsteht die Gebührenschuld für den Rest dieses Kalendermonats mit dem Beginn 

der Gebührenpflicht. 

 

 

 

 



 

Gemeinde Linkenheim-Hochstetten 

(Landkreis Karlsruhe) 

1. Änderungssatzung der Satzung der Gemeinde Linkenheim-Hochstetten über die Benutzung von Obdachlosen- und 

Flüchtlingsunterkünften vom 12.04.2019  

 Seite -2- 

 

§ 16 Inkrafttreten 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.05.2019 in Kraft. 

 

 

Hinweis gemäß § 4 Abs. 4 der Gemeindeordnung  
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 

Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser 

Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines 

Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde, geltend gemacht 

worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt 

nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 

Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. Unbeachtlich sind ferner nach 

§ 2 Abs.2 KAG Mängel bei der Beschlussfassung über Abgabensätze, wenn sie zu einer nur 

geringfügigen Kostenüberdeckung führen.  

 

 

Linkenheim-Hochstetten, den 27.09.2019 

 

 

Michael Möslang, Bürgermeister    

 


